
jährigen Kinder gleichzeitig mit der Entscheidung über 
die Auflösung der Ehe entscheidet. Das Gericht kann 
eine solche Entscheidung gern. § 9 Abs. 2 EheVO jedoch 
nur dann treffen, wenn der Rat des Kreises — Ab­
teilung Volksbildung, Referat Jugendhilfe-Heim- 
erziehung — zuvor gehört worden ist. Das Referat be­
nötigt zur Ausarbeitung seiner Stellungnahme eine 
gewisse Zeit, da es bestimmte Ermittlungen vornehmen 
muß. Die hierfür benötigte Zeit beträgt nach Auf­
fassung des Ministeriums für Volksbildung, Abteilung 
Jugendhilfe-Heimerziehung, etwa zwei Wochen. Die 
Ermittlungen des Rates des Kreises sollen in der Zeit 
zwischen der vorbereitenden und der streitigen Ver­
handlung durchgeführt werden. Die in den letzten 
Wochen von einer Reihe von Gerichten geübte Praxis, 
den Rat des Kreises schon bei Eingang der Klage­
schrift zur Ausarbeitung seiner Stellungnahme auf­
zufordern, ist nach unserer Auffassung nicht richtig 
und sollte nicht fortgesetzt werden. Denn die Durch­
führung von Ermittlungen seitens der Mitarbeiter des 
Rates des Kreises schon vor der vorbereitenden Ver­
handlung kann unter Umständen bei dem verklagten 
Ehegatten Ärger und weitere Verfeindung sowie den 
falschen Eindruck hervorrufen, daß ein Aussöhnungs­
versuch keinen Sinn mehr habe, weil bereits über die 
Frage der Sorgerechtsregelung für die Kinder ent­
schieden werdet) Dies muß aber unter allen Umständen 
vermieden werden, weil sonst die Gefahr besteht, daß 
die vorbereitende Verhandlung erheblich erschwert oder 
von vornherein zum Scheitern verurteilt wird.

Die Grundsätze des streitigen Verfahrens ergeben 
sich aus den Bestimmungen der §§ 10 bis 22 EheVerfO 
in Verbindung mit den aufrechterhaltenen Bestim­
mungen des 6. Buches der ZPO und der neuen Fassung 
der §§ 612 und 627 ZPO.

Auch für die streitige Verhandlung ist stets das per­
sönliche Erscheinen der Parteien anzuordnen. Die 
Gründe hierzu sind in der Bestimmung des § 8 EheVO 
in Verbindung mit § 11 EheVerfO enthalten. § 8 EheVO 
verlangt bekanntlich, daß das Gericht eingehend zu 
untersuchen hat, ob die Ehe ihren Sinn für die Ehe­
leute, für die Kinder und für die Gesellschaft verloren 
hat und ob eine Scheidung der Ehe nicht eine unzumut­
bare Härte für den anderen Ehegatten bedeuten würde. 
Das Gericht wird dadurch verpflichtet, die in der Ehe 
tatsächlich bestehenden Verhältnisse zu erforschen und 
zu klären. Diese umfassende Aufklärungspflicht des 
Gerichts ist daher oberstes Prinzip des Eheverfahrens. 
Sie ist aber nur dann möglich, wenn beide Parteien 
persönlich an der Wahrheitserforschung mitwirken. 
§ 11 Abs. 2 bestimmt daher ausdrücklich, daß die 
Parteien nicht nur berechtigt, sondern auch ver­
pflichtet sind, an der gründlichen und beschleunigten 
Aufklärung des Sachverhalts mitzuwirken. Die Be­
stimmung des § 11 EheVerfO, durch die § 622 ZPO er­
setzt wird, ergänzt also den § 8 EheVO im Hinblick auf 
das Verfahren. Das Gericht wird in dieser Bestimmung 
verpflichtet, im Zusammenwirken mit den Parteien 
den Sachverhalt aufzuklären und alle erheblichen Um­
stände zu berücksichtigen, wobei es nicht an die Sach- 
vorträge der Parteien und die von ihnen angebotenen 
Beweismittel gebunden ist, sondern auch von sich aus 
die Aufnahme bestimmter Beweise (wie z. B. die An­
hörung von Hausbewohnern oder Arbeitskollegen 
beider Parteien) anordnen und nach Anhörung der 
Parteien auch solche Tatsachen berücksichtigen kann, 
die von ihnen nicht vorgebracht worden sind. In dieser 
Bestimmung kommt das Prinzip der Erforschung der 
objektiven Wahrheit, das bisher nur für die sog. ehe­
freundlichen Tatsachen gegolten hatte, zum Ausdruck.* 4) 
Soll das Gericht seiner erzieherischen Funktion wirklich 
gerecht werden, so kann und darf es gerade in Ehe­
verfahren nicht auf das passive Entgegennehmen von 
Erklärungen der Parteien und ihrer Vertreter be­
schränkt sein, sondern muß die Möglichkeit haben, 
aktiv in das Verfahren einzugreifen und es zu lenken, 
um so zu einer vollständigen Aufklärung des Sachver­
halts, der die Grundvoraussetzung für eine richtige 
Entscheidung bildet, zu kommen.

Auch für das streitige Verfahren sollte daher von der 
Möglichkeit des § 12 EheVerfO, eine Partei oder einen

3j vgl. Fincke, NJ 1956 S. 89.
4 )  vgl. Ostmann a. a. O.

Zeugen im Wege der Rechtshilfe vernehmen zu lassen, 
nur dann Gebrauch gemacht werden, wenn wirklich 
schwerwiegende Gründe der Art, wie sie in § 12 be­
schrieben sind, vorliegen und das Prozeßgericht glaubt, 
auf den persönlichen Eindruck der Beweisaufnahme 
verzichten zu können; denn das Prinzip der Unmittel­
barkeit ist aufs engste mit dem Prinzip der Wahrheits­
erforschung verbunden.

Die Bestimmungen der §§ 9 Abs. 1 und 13 Abs. 3 
EheVO werden in prozeßrechtlicher Hinsicht durch § 13 
EheVerfO ergänzt. In dieser Bestimmung ist geregelt, 
welche Ansprüche mit der Klage auf Scheidung oder 
Nichtigkeit der Ehe verbunden werden müssen bzw. 
verbunden werden können. Es handelt sich hier einmal 
um die notwendige Verbindung der Sorgerechtsent­
scheidung und der Unterhaltsregelung für minder­
jährige Kinder sowie die Geltendmachung eines evtl. 
Unterhaltsanspruchs eines Ehegatten gegen den an­
deren. Weiterhin können mit der Klage verbunden 
werden Vermögensansprüche der Ehegatten gegenein­
ander, die sich aus der Ehe ergeben, und Ansprüche, 
die den Hausrat und die Rechtsverhältnisse an der 
Ehewohnung betreffen. In den letzteren Fällen (Haus­
ratsansprüche usw.) ist daher auf Grund der EheVerfO 
mit in dem Scheidungsurteil zu entscheiden.

Im § 13 Abs. 1 Satz 2 ist weiterhin eine Frage geklärt 
worden, die durch die Aufnahme der Unterhalts- 
ansprüche in das Eheurteil entstanden ist und vielen 
Gerichten Schwierigkeiten bereitet hat. Es handelt sich 
hier um die Fälle, in denen bereits Unterhaltsurteile 
oder -vergleiche aus der Zeit vor der Ehescheidung 
vorhanden sind. In diesen Fällen ist das Gericht ver­
pflichtet, gleichzeitig mit der Entscheidung über die 
Auflösung der Ehe auch über diese Ansprüche neu zu 
entscheiden, wobei es nicht an die bereits vorliegenden 
Urteile oder Vergleiche gebunden ist, da mit der Schei­
dung einer Ehe stets eine so grundlegende Verände­
rung der gesamten Verhältnisse der Familie eintritt, 
daß eine Überprüfung der alten Regelung und eine 
neue Entscheidung über diese Fragen notwendig sind.

In § 13 EheVerfO ist weiterhin die Frage der Zu­
lässigkeit einer Widerklage gesetzlich geregelt. Wie von 
den meisten Richtern richtig erkannt worden ist, hat 
die Widerklage im Falle der Scheidung infolge des 
Wegfalls des Schuldausspruchs ihren Sinn verloren"’). Es 
ist deshalb in der neuen Anordnung festgelegt, daß 
gegen eine Klage auf Scheidung, Nichtigkeit der Ehe 
oder Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens 
einer Ehe nicht eine gleichartige Widerklage erhoben 
werden kann. Es kann also gegen eine Scheidungsklage 
keine Widerklage auf Scheidung erhoben, wohl aber 
kann im Wege der Widerklage die Nichtigkeit der Ehe 
geltend gemacht werden. Ferner kann z. B. mit dem 
Antrag auf Abweisung einer Klage auf Feststellung des 
Nichtbestehens einer Ehe eine Widerklage auf Schei­
dung verbunden werden.

Mit der Bestimmung des § 16 EheVerfO wird eine 
weitere Auswirkung der aktiven Rolle des demokrati­
schen Gerichts gesetzlich geregelt. Wie bereits in der 
„Neuen Justiz“ ausgeführt worden ist, ist § 9 Abs. 1 
EheVO nicht so auszulegen8), daß über den Unterhalts­
anspruch minderjähriger Kinder nur noch durch Urteil 
entschieden werden darf. Es muß vielmehr davon aus­
gegangen werden, daß auch hinsichtlich des Unterhalts 
für minderjährige Kinder zwischen den Parteien Ver­
gleiche abgeschlossen werden können. Diese Rechts­
handlungen sind jedoch nur insoweit zulässig, als sie 
den Grundsätzen der EheVO entsprechen und mit dem 
Sinn und Wesen des Verfahrens in Ehesachen vereinbar 
sind. Das Gericht muß deshalb derartige Vergleiche 
eingehend prüfen und insbesondere darauf achten, daß 
weder das minderjährige Kind noch einer der Ehe­
gatten durch einen solchen Vergleich übervorteilt wird. 
Kommt das Gericht zu der Überzeugung, daß der vor­
geschlagene Vergleich in vollem Umfange den wirt­
schaftlichen Verhältnissen beider Ehegatten und auch 
dem Interesse des Kindes entspricht, so ist ein solcher 
Vergleich durch Beschluß zu bestätigen. Dieser Ver­
gleich wird damit wirksam und ist als gerichtliche Ent­
scheidung im Sinne des § 6 der VO vom 9. Juni 1955

5) vgl. Dil lhöfer/Wäch tier, NJ 1956 S. 88.
6) NJ 1956 S. 88.
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